Leserbriefe zum Rollstuhltixi Luzern, erschienen 2005 in der NLZ

Leserbrief: Rollstuhltaxi Luzern: „Ohne Sponsoren droht das Aus“ (Ausgabe vom 8.l.05)

Wir vom Redaktionsteam des Behindertenforums Zentralschweiz (www.bfzs.ch) verfolgen seit längerem die Diskussionen rund um das Luzerner Rollstuhl-Taxi. Die Probleme müssen auf der politischen Ebene gelöst werden. Weder Behindertenorganisationen noch Private können allein eine Lösung finden. Es ist inakzeptabel, dass sich Behörden gegenseitig den Schwarzen Peter zuschieben und sich auf mangelnde Gesetzesgrundlagen berufen. Wo diese fehlen, müssen sie geschaffen werden. Menschen mit einer Behinderung sind Teil der Bevölkerung von Stadt und Kanton und steuerzahlende BürgerInnen. Sie haben genauso ein Recht auf ein Mobilitätsangebot, welches bedürfnisgerecht, flächendeckend und bezahlbar ist. Es ist nicht einzusehen, weshalb dies in Stadt und Agglomeration Luzern nicht umsetzbar sein soll, wenn andere Städte und Regionen dies seit Jahrzehnten mit Unterstützung der öffentlichen Hand anbieten können.

Luzern ist eine Touristenstadt und dank eines vorbildlichen kantonalen Baugesetzes bekannt für ihre behindertengerechten öffentlichen Gebäude, wie KKL, Bourbaki u.a.m.  Auch entsprechend ausgerüstete Dampf- und Motorschiffe, die Pilatusbahn und zahlreiche Behindertenparkplätze werden von einheimischen und auswärtigen Behinderten geschätzt und häufig benutzt. Die SBB bemühen sich seit Jahren um einen komfortablen Service für behinderte Reisende. Das 2004 in Kraft getretene Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) verlangt zudem die behindertengerechte Anpassung des öffentlichen Verkehrs.

Es ist deshalb höchste Zeit, dass man sich in Stadt und Agglomeration Luzern um ein bedürfnisgerechtes Angebot für Behinderte und Betagte bemüht, welches auch den Tür-zu-Tür-Transport einschliesst. Andere Städte haben bereits einen entsprechenden Wagenpark neben einem funktionierenden Tixi für jene Fahrgäste, welche abseits einer Haltestelle wohnen oder aus anderen behinderungsbedingten Gründen Bus oder Tram nicht benutzen können. Fahrgäste mit Elektrorollstuhl können mit einer Ausfahrrampe selbständig ein- und aussteigen. So lange Niederflurbusse mit dieser Zusatzeinrichtung nicht flächendeckend verkehren und die VBL nicht in der Lage sind, in ihrem Fahrplan die Fahrzeiten  aufzuführen, ist es als RollstuhlfahrerIn nicht möglich, zu einem bestimmten Termin die VBL zu benutzen. Mal ehrlich: Würden Sie es akzeptieren, wenn Sie die öffentlichen Verkehrsmittel nur auf den Hauptachsen und auf diesen nur jeden 10. Bus benützen könnten?

Wo ein Wille, ist auch ein Weg  - Helfen Sie uns dieses Problem zu lösen! Unterstützen Sie uns auf der politischen Ebene etwas zu bewegen, damit die  finanziellen Grundlagen geschaffen werden. Bemühungen um eine verbesserte Integration führen aus der Rentenfalle heraus und reduzieren Folgekosten.

Nehmen Sie mit uns auf www.bfzs.ch oder über die Redaktion der NLZ Kontakt auf. Ihr Engagement und Ihre Erfahrung sind uns sehr willkommen. 

Das Redaktionsteam Behindertenforum Zentralschweiz 

Stephan Hüsler, Kriens

Hanne Müller , Horw

Josef Odermatt, Stans

Remigi Odermatt, Ennetmoos 

Ruedi Roth, Kriens

Thomas Z‘Rotz, Stans

Leserbrief NLZ 24.11.05 zu „Kein Geld vom Kanton 22.11.05“

Auch Behinderte steuern

Die Luzerner Regierung will nichts an die Behindertenfahrdienste bezahlen. «Menschen mit Behinderungen werden nie die gleichen Optionen haben wie Menschen ohne Behinderungen.» Das heisst doch nichts anderes als «Behinderte sind doch eh nicht normal, da nützt auch Geld nichts!» Dass aber Behinderte auch Steuern bezahlen und so ihren Beitrag an den öffentlichen Verkehr leisten, den sie oft aber selber nicht benützen können - das wird bezeichnenderweise verschwiegen!

Regula Jakober

Leserbrief NLZ / Rollstuhltaxis

Verstoss gegen die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung

Es ist nichts Grosses, was mobilitätsbeeinträchtigte Personen fordern. Sie wollen lediglich von Punkt A nach B kommen und sind dafür auf ein rollstuhlgängiges Taxi angewiesen. Sie sind bereit, Taxikosten zu berappen, aber natürlich in einem vernünftigen Rahmen. Die Hilflosenentschädigung, die für verschiedene Assistenzleistungen gedacht ist, reicht heute bei Weitem nicht aus für die regelmässige Benutzung eines Tixis. Eine Tarifpolitik auf Grundlage der Vollkosten ist unbezahlbar. Würde dieses Prinzip für den gesamten Öffentlichen Verkehr angewendet, würde sich unsere Bevölkerung zu grossem Widerstand formieren. Diese Politik liesse sich nicht durchsetzen.

Bei Menschen mit Behinderung allerdings soll alles anders sein. Für die Luzerner Regierung jedenfalls scheint diese massive Ungleichbehandlung kein Problem zu sein. In der schweizerischen Bundesverfassung ist die Diskriminierung von Menschen auf Grund einer Behinderung explizit untersagt. Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung wird zudem mit dem BehiG, einem neuen Bundesgesetz, gefordert.

Mit dem neusten Entscheid der Luzerner Regierung, die Organisation von Behindertentaxis nicht als kantonale Aufgabe anzuerkennen, wird eine massive Verschlechterung der Lebensbedingungen für Personen, die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind, geschaffen. Die Aussage der Regierung "Menschen mit Behinderungen werden nie die gleichen Optionen haben wie Menschen ohne Behinderungen" stimmt, solange es Regierungen gibt, denen die Gleichstellung kein ernstes Anliegen ist.

Unsere Gesellschaft will behinderte Menschen gleichstellen. Der Grundsatz der IV, "Eingliederung vor Rente", ist ein altes und heute immer noch unbestrittenes Prinzip. Nur, wie kann Integration gelingen, wenn die Mobilitätsunterstützung nicht geleistet wird ? Die Führung einer zentralen Koordinationsstelle, die als Anmeldestelle und als Bestellerin von Tixi-Anbieter aufritt, ist die einzig richtige Antwort darauf. 

Peter Wechsler, Geschäftsleiter Pro Infirmis Luzern, Ob- und Nidwalden

Leserbrief 24.11.05 NLZ zu “Kein Geld vom Kanton” vom 22. November

„Menschen mit Behinderungen werden nie die gleichen Optionen haben wie Menschen ohne Behinderungen“

Dieser Satz von gewählten Volksvertretern mutet für die Betroffenen geradezu zynisch an. Damit kann man jedes Problem vom Tisch fegen, das nicht ins Konzept passt.“ „Bleibt schön brav zu Hause und stört uns nicht, ihr werdet es dafür im Jenseits besser haben“.... könnte man fortfahren.

Erneut wird mit dem Entscheid der Regierung in der Tixifrage die Erfahrung behinderter Menschen bestätigt, dass nämlich die medizinische Situation nicht das Haupt- problem im Leben mit einer Behinderung darstellt, sondern die Behinderungen, die die Umwelt schafft. Welche Optionen behinderte Menschen letztlich haben ist abhängig  von den Rahmenbedingungen, die eine Gesellschaft setzt und damit eine politische Frage.

Nicht alle Behinderten haben eine Hilflosenentschädigung, zudem ist diese abgestuft. Sie ist auch für andere Zwecke für selbständig Wohnende gedacht, nicht nur für die Mobilität. Die Erhöhung dieser Entschädigung steht in keinem Verhältnis zu den erhöhten Fahrpreisen. Die meisten  Betroffenen werden diese nicht bezahlen können und dadurch vermehrt  in die Isolation getrieben. Ohne gesellschaftliche Integration gibt es auch keine berufliche. Solche Entscheide sind letztlich kontraproduktiv. Eine ganzheitliche Sicht der Probleme ist auf der politischen Ebene dringend nötig. Die Bundesmittel, welche früher die Behinderten-Institutionen direkt via Invalidenversicherung erhielten, gehen nun mit dem Neuen Finanzausgleich an die Kantone. Diese  namhaften Beiträge sollten es ermöglichen, auch für eine funktionierende Mobilität von behinderten Menschen etwas einzusetzen, sofern man Behinderte nicht weiterhin als Menschen zweiter Klasse betrachtet. Wo bleiben die Versprechungen bei Annahme des NFA? Es ist zu hoffen, dass in dieser Angelegenheit noch nicht das letzte Wort gesprochen ist und sie auf politischer Ebene weiterbehandelt wird und zu einer befriedigenden Lösung führt. Beispiele anderer Kantone könnten dazu eine Hilfe sein.

Hanne Müller, Horw

Mitglied Behindertenforum Zentralschweiz

Leserbrief aus Neue Luzerner Zeitung 12.Dezember 2005

Ein Beispiel: 16 Franken zahlt Herr B. heute für die Tixi Hin- und Rückfahrt, damit er am wöchentlichen „Schwimmen“ des Rollstuhlclubs Zentralschweiz teilnehmen kann. Das ist soviel wie er für ein ganzes Tagwerk in der Stiftung Bürozentrum (Arbeiten und Wohnen für Menschen mit einer Behinderung) in die Lohntüte kriegt! Ein weiterer Preisaufschlag ist für ihn finanziell nicht verkraftbar. Wie rund 2/3 aller LU-Tixi Kunden wohnt Herr B. in einer Wohngruppe und hat daher keinen Anspruch auf die erhöhte Hilflosen-Entschädigung.

Fazit: 

- Höhere Tixi-Preise sind für die Mehrheit der Tixi-Kunden nicht verkraftbar 
- ohne höhere Fahrpreise oder Beiträge von Dritten kann das Tixi nicht mehr betrieben werden 
- der öffentliche Verkehr ist für die Bedürfnisse der Tixi-Kunden (noch) nicht eingerichtet 
- die eigenverantwortlichen Bemühungen der Menschen mit einer Behinderung für erhaltende Massnahmen der körperlichen Funktionen und der sozialen Integration werden damit gefährdet.


Die Antwort der Regierung vom 15. November 05 auf die Motion von Pia Maria Brugger und Mit. über die Regelung der Finanzierung des Rollstuhltaxis LU-Tixi (Nr. 412) basiert auf einem Trugschluss: die Mehrheit der Tixi-Kunden haben gar keine direkt ausbezahlte Hilflosenentschädigung /Assistenzentschädigung.

 

Josef Odermatt

Präsident 
Vereinigung Cerebral Zentralschweiz

Leserbrief in NLZ, 19. Dez. 05 zu «Tixi-Taxi kommt vors Parlament», Ausgabe vom 13. Dez.
Überlegenheit von Geld und Macht» 
Der Regierungsrat beabsichtigt, die Verteuerungen im Tixi-Taxi-Gewerbe auf die Schultern der körperlich Behinderten aufzubürden, um sich so schadlos zu halten. Er meint, dass sich bei diesem Personenkreis so oder so nichts ändern würde. Eine solche Ansicht ist nur bedingt richtig, und es ist geradezu peinlich, sich einer solchen Argumentation bedienen zu müssen. Es zeigt einmal mehr die Überlegenheit von Geld und Macht gegenüber den körperlich Behinderten. Der Regierungsrat führt ins Feld, dass diesem schwachen Geschlecht der höhrere Preis durchaus zugemutet werden kann, da ja ihre Hilflosenentschädigung eine Verdoppelung erfahren habe. Dieser unzulängliche Hinweis des Regierungsrates lässt einige wichtige Fakten unberücksichtigt. Es gibt viele körperlich Behinderte, welche nicht in den Genuss einer Verdoppelung ihrer Hilflosenentschädigung gekommen sind! Vor allem betrifft es die AHV-Bezüger mit Ergänzungsleistungen ohne Verdoppelung ihrer Hilflosenentschädigung. Unserer Ausgleichskasse Luzern ist es nicht möglich, eine solche Diskreditierung ihrer diesbezüglichen AHV-Bezüger abzuwenden. Können diese letzteren Personen, wie bisher zu den noch gültigen Tixi-Taxi-Kosten befördert werden?
Möge unser Parlament in Anbetracht der vorliegenden Umstände zu einer anderen, verbesserten Beurteilung bezüglich der kommenden Tixi-Taxi-Tariferhöhungen kommen und bestehende Ungerechtigkeiten richtig stellen. 

Derrick Cook,

Leserbrief 24. 12. 05 NLZ

Denn Mobilität bedeutet Leben!

Die Stiftung Bürozentrum hat als Arbeits- und Wohnort von körperbehinderten Erwachsenen den Auftrag, behinderte Personen zu einem selbstständigen Leben zu ermächtigen und sie in der gesellschaftlichen Integration zu unterstützen. Diesen Auftrag können wir nicht alleine erfüllen, sondern wir sind auf ein Netz von anderen Dienstleistern angewiesen.

Mobilitätsanbieter sind ein wichtiger Teil dieses Netzes. Denn auch für behinderte Menschen gilt, dass Mobilität Leben bedeutet. Es ist klar, die öffentlichen Verkehrsmittel sind aus integrativer Sicht erste Wahl. Nun sind diese im Moment alles andere als barrierefrei eingerichtet. Weiter wird es leider immer so sein, dass bestimmte Personen behinderungsbedingt den öV nicht benutzen können. Für all diese Personen ist das Rollstuhltaxi die Möglichkeit, die Mobilitätsbedürfnisse befriedigen zu können.
Diese Einrichtung ist nun ins Räderwerk der Politik geraten. Was man niemandem sonst zumutet, nämlich die Vollkosten der Mobilität zu berappen, soll an behinderten Menschen praktiziert werden. Mit dem Hinweis, dass die Hilflosenentschädigung erhöht wurde (was nur für einen kleinen Teil der Rollstuhltaxi-Benutzer stimmt), will man diesem wichtigen Dienstleister die Unterstützung verweigern.
Es bleibt zu hoffen, dass der Grosse Rat den grossen Nutzen erkennt, den man mit vergleichsweise geringem Aufwand erhält und den Entscheid der Luzerner Regierung entsprechend korrigiert. 
Bruno Ruegge, Geschäftsführer Stiftung Bürozentrum, Luzern 

Leserbrief in NLZ-Ausgabe vom Samstag, 31. Dezember 2005

Der Kanton lehnt eine Beteiligung an der Finanzierung der Rollstuhltaxi/Tixi ab, ohne das Problem unter den richtigen Aspekten geprüft zu haben. Die Gewährleistung der Mobilität behinderter Menschen ist gewiss nicht allein Aufgabe der Invalidenversicherung. Diese leistet mit der Hilflosenentschädigung allenfalls einen kleinen Beitrag daran. Mit dem neuen Finanzausgleich (NFA) hat der Bund diese Aufgabe an die Kantone abgeschoben.

Durch das Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) werden die Betreiber und Auftraggeber der öffentlichen Verkehrsmittel in die Pflicht genommen, Fahrzeuge und Einrichtungen bereitzustellen, die auch für Menschen mit Behinderung benutzbar sind. Die bereits erfolgten und geplanten Realisierungen bei Bahnen, Tram- und Busbetrieben ermöglichen vielen Behinderten die Benutzung. Was einst undenkbar war, wird immer mehr Realität.

Leider bleiben jedoch jene Behinderten ausgeschlossen, die aus eigener Kraft (oder bei Regen und Schnee) nicht bis zur Haltestelle gelangen können. Kanton, Stadt und Gemeinden müssen es als selbstverständlichen Teil der Aufgabe des öffentlichen Verkehrs betrachten und dafür sorgen, dass diese potenziellen Kunden nicht ausgegrenzt werden. Es ist nicht einzusehen, weshalb nicht alle zumutbaren Massnahmen ergriffen werden, damit Menschen mit Behinderung die gleichen Optionen haben wie Menschen ohne Behinderung.

Die öffentliche Hand setzt erhebliche Mittel ein, damit alle Benutzer der öffentlichen Verkehrsmittel zu einem günstigen Tarif fahren können. Auch behinderte Steuerzahler tragen ihren Teil dazu bei. Sie dürfen deshab ein bedarfsgerechtes «öffentliches» Verkehrsmittel beanspruchen. Es könnte eine moderne Infrastruktur für einen Verbund der heutigen Rollstuhltaxis geschaffen werden. Besser noch könnten die öffentlichen Verkehrsbetriebe «Ruftaxis mit besonderen Aufgaben» zum Bustarif zirkulieren lassen. Von den zuständigen Behörden darf der Einsatz guten Willens zur Prüfung neuer Modelle gefordert werden, damit sie dann erklären können: Alle Menschen haben die gleichen Optionen. Das steht übrigens - mit anderen Worten - in der Bundesverfassung.

Victor G. Schulthess, Luzern
Leserbriefe Tixi
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